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Ein „überkonfessionelles Bündnis“ gegen die  
Ehe für alle? Die ambivalente Haltung 
antifeministischer Akteure zum Islam 
Christopher Fritzsche 
1 Einleitung 
Als der Deutsche Bundestag im Juni 2017 kurz vor Ablauf der Legislaturperi-
ode das „Gesetz zur Einführung des Rechts auf Eheschließung für Personen 
gleichen Geschlechts“ verabschiedete, markierte diese Entscheidung das Ende 
einer langen politischen Auseinandersetzung: Seit mehr als einem Jahrzehnt 
forderten Lesben- und Schwulenverbände, dass das bestehende Rechtsinstitut 
der Lebenspartnerschaft dem der klassischen Ehe angeglichen oder gleichge-
stellt würde. Während diese nun einen politischen Erfolg feiern konnten, rea-
gierten die GegnerInnen1 des Gesetzes mit Empörung. Aus ihrer Sicht war hier 
eine Entscheidung gefallen, welche die moralische Verfasstheit der Gesell-
schaft grundlegend in Frage stellte. In der Ablehnung des Gesetzes bestand 
weitgehende Einigkeit zwischen christlich-rechten, neurechten und extrem 
rechten Kreisen. 
Im REVERSE-Projekt an der Philipps-Universität Marburg, das zwischen 
2017 und 2019 antifeministische Diskursproduktionen und Akteursnetzwerke 
im deutschsprachigen Raum untersuchte, wurde dieser Widerstand gegen die 
Einführung der sogenannten Ehe für alle in einer separaten Fallstudie unter-
sucht.2 Besonderes Interesse galt dabei der Frage, inwieweit sich die betreffen-
den Akteure und ihr diskursives Agieren als antifeministisches Projekt be-
schreiben lassen. Die Marburger Fallstudie kennzeichnete die Ablehnung der 
Ehe für alle deshalb als antifeministisch, weil sich die Akteure nicht nur im 
 
1 Die GegnerInnen der Ehe für alle zeichnen sich weltanschaulich gerade durch ihr Festhalten 
an einem heteronormativen Weltbild und den Widerstand gegen geschlechtspolitische Libe-
ralisierungen aller Art aus. Um auf diesen Umstand hinzuweisen, gendere ich in diesem Kon-
text mit dem Binnen-I, während ansonsten das Gendersternchen Anwendung findet.  
2 Das Fallstudienteam unter der Leitung von Prof. Dr. Annette Henninger und Prof. Dr. Ursula 
Birsl bestand aus meiner Kollegin Juliane Lang und mir. Für einen Überblick zum  
REVERSE-Projekt vgl. https://www.uni-marburg.de/de/genderzukunft/forschung/reverse. 
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engeren Sinne gegen die rechtliche Gleichstellung von Lesben und Schwulen 
wandten, sondern gleichzeitig auch gegen die Pluralisierung und Entnormie-
rung von Geschlechtsidentitäten im Allgemeinen argumentierten. Bei der Ana-
lyse entsprechender Debattenbeiträge tauchten vereinzelt Fundstellen und Zu-
sammenhänge auf, die sich vor dem Hintergrund der theoretischen Herange-
hensweise und im begrenzten Rahmen der Projektlaufzeit nicht erschöpfend 
interpretieren ließen. Zu diesem gehört der Umstand, dass sich einige der be-
trachteten Akteure in widersprüchlicher Weise auf den Islam3 als Religion und 
Muslime als Gläubige bezogen. Angesichts der bisher vorliegenden Einschät-
zungen wäre zu erwarten gewesen, dass sich christlich-konservative und neu-
rechte Akteure vom als ‚fremd‘ und ‚rückständig‘ empfundenen Islam abgren-
zen oder versuchen, ihm gegenüber eine als ‚fortschrittlich‘ gekennzeichnete 
Position einzunehmen (vgl. exemplarisch Dietze 2018: 40f.). Dass stattdessen 
in den untersuchten Texten wiederholt über ein „interkonfessionelles Bündnis“ 
zwischen Christen und Muslimen gegen geschlechtspolitische Reformprojekte 
wie die Einführung der Ehe für alle spekuliert wurde, erscheint daher erklä-
rungsbedürftig. Der vorliegende Beitrag greift zur Annäherung an dieses Rät-
sel auf die Einsicht intersektionaler Forschung zurück, dass sich verschiedene 
Diskriminierungsformen wie Homophobie, Sexismus und antimuslimischer 
Rassismus weder getrennt voneinander vollziehen noch sich additiv zueinan-
der verhalten. Stattdessen sind sie abhängig vom jeweiligen Kontext in einem 
paradoxen Zusammenspiel von Logiken der Differenz und Gleichheit aufei-
nander bezogen und müssen unter Berücksichtigung dieser Dynamik analysiert 
werden. Zur Umsetzung dieses Vorhabens bereitet der Beitrag in einer empi-
rischen Untersuchung deshalb zunächst Positionierungen zum Islam aus dem 
in der Marburger Fallstudie gesammelten Material zur Debatte gegen die Ehe 
für alle auf. Dabei zeigt sich, dass insbesondere das christlich-rechte Spektrum 
konservative islamische Verbände als potentielle Bündnispartner betrachtet 
und sich darin von neurechten Akteuren unterscheidet, die Muslime im ethno-
pluralistischen Sinne als ‚fremd‘ und ‚bedrohlich‘ ansehen. Im Anschluss da-
ran wird gefragt, inwieweit diese Differenz jedoch auch Ausdruck politischer 
Diskursstrategien sein kann und welche Konsequenzen sich daraus für die po-
litische Bildungs- und Präventionsarbeit ergeben. 
 
3 Gerade aus intersektionaler Perspektive ist zu betonen, dass ‚der Islam‘ nicht als monolithi-
scher Block existiert. Da aber die GegnerInnen der Ehe für alle ihn weitgehend so behandeln, 
wird im vorliegenden Beitrag zu heuristischen Zwecken ebenso verfahren. Für einen Über-
blick zu verschiedenen Sichtweisen auf die Religion in der bundesdeutschen Debatte vgl. 
Abdel-Samad und Khorchide 2017.  
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2 Intersektionalität – Diskurs – Akteure: 
Konzeptionelle Überlegungen  
2.1 Das Paradox von Gleichheit und Differenz bei Crenshaw 
Der vorliegende Beitrag nutzt eine intersektionale Perspektive, um sich dem 
Zusammenhang zwischen der homophob oder antifeministisch begründeten 
Ablehnung der Ehe für alle und den im Material auftauchenden Haltungen zum 
Islam zu nähern. Von besonderer Bedeutung ist dabei das von der amerikani-
schen Rechtswissenschaftlerin Kimberlé Crenshaw beschriebene paradoxe Zu-
sammenspiel von Logiken der Gleichheit und der Differenz in der Wirkung 
von Herrschaftsverhältnissen. Crenshaw analysiert diese Dynamiken erstmals 
in ihrer Auseinandersetzung mit Gerichtsprozessen, in denen Schwarze Frauen 
versucht hatten, ihre spezifischen Diskriminierungserfahrungen sichtbar zu 
machen und dabei scheiterten. Crenshaw zufolge waren die Klagen deshalb 
nicht erfolgreich, weil das zur damaligen Zeit in der Rechtswissenschaft vor-
herrschende Verständnis von Diskriminierung konzeptionell jeweils um die als 
weitgehend unabhängig voneinander verstandenen Kategorien race, class und 
gender aufgebaut war, ohne diese jedoch in ihrer Verschränkung zu denken 
(Crenshaw 1989: 150ff.). In den untersuchten Gerichtsprozessen entstanden 
deshalb zum einen Situationen, in denen sich Schwarze Kläger*innen nur auf 
eine etwaige Diskriminierung als Frau, oder aber als Person Schwarzer Haut-
farbe beziehen konnten, obwohl ihre spezielle Diskrimierungserfahrung nicht 
mit der Situation weißer Frauen oder Schwarzer Männer gleichzusetzen war 
(ebd. 143). Gleichzeitig wurde es ihnen in anderen Konstellationen verwehrt, 
als Schwarze Frau für alle Frauen oder für alle Schwarzen sprechen zu können 
(ebd. 148). Das von Crenshaw in ihrer Analyse herausgearbeitete Paradox aus 
Gleichheit und Differenz zeigt daher, wie Schwarze Frauen sowohl im Hin-
blick auf ihre Gemeinsamkeit mit anderen Subjektpositionen als auch in Bezug 
auf ihre Unterschiede zu diesen diskriminiert werden (Mauer 2018: 41).  
Crenshaw wollte jedoch mit ihrer Untersuchung nicht nur auf die spezifi-
schen Diskriminierungserfahrungen Schwarzer Frauen aufmerksam machen. 
Vielmehr ging es ihr darum, in rechtswissenschaftliche und feministische De-
batten zu intervenieren und die dort vorherrschenden Konzeptionen von Dis-
kriminierung, Gleichheit und Verschiedenheit zu hinterfragen (Crenshaw 
2011: 229). Ihrer Auffassung nach lässt sich intersektionales Arbeiten am bes-
ten als eine Form analytischen Denkens begreifen, welche bezogen auf kon-
krete Kontexte und Untersuchungsgegenstände nach dem Problem von Gleich-
heit und Differenz fragt und dabei stets dessen Verwobenheit mit Machtver-
hältnissen berücksichtigt (Cho, Crenshaw und McCall 2013: 295). Dieser An-
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regung folgend soll das beschriebene Paradox im weiteren Verlauf des Bei-
trags als heuristisches Mittel verwendet werden, um über die ambivalente Po-
sitionierung antifeministischer Akteure zum Islam nachzudenken. 
2.2 Zum diskursiven Kontext: Rechte Akteure und der Islam 
Im deutschsprachigen Kontext liegen bereits ausführliche Analysen darüber 
vor, wie sich antifeministische und homophobe Akteure in der Vergangenheit 
gegenüber dem Islam positioniert haben. Grundlegend herrscht im Sinne der 
Betonung von Differenz ein negativer und ablehnender Blick auf die Religion 
vor, der sich in weiten Teilen mit der gesamtgesellschaftlichen Haltung zum 
Islam deckt (vgl. Attia 2014). Diese Positionierung ist stark geprägt von ima-
ginierten Islambildern (Hafez 2019: 60f.) und weist eine historische Dimen-
sion auf: In dem Sprechen oder Phantasieren über die Muslime schwingen teil-
weise rassistische Muster und Stereotype mit, die bereits während der Christi-
anisierung Europas sowie im Zeitalter des europäischen Kolonialismus geprägt 
wurden und deshalb tiefe Spuren in europäischen Identitätsentwürfen hinter-
lassen haben (vgl. Attia 2009; 2019). Diese ‚europäische‘ Identität, die mit po-
sitiven Vorstellungen wie Fortschrittlichkeit, Toleranz und Humanität aufge-
laden ist, kann sich nur über die Abgrenzung von nichteuropäischen Anderen 
konstituieren, welche diese Werte nicht im selben Maße teilen oder gar grund-
sätzlich von ihnen ausgeschlossen sind. Dabei werden menschliche Eigen-
schaften wie Kriminalität oder Aggressivität, die nicht in das Bild des jeweili-
gen aufgeklärten Selbst passen, über rassistische Zuschreibungen auf Figuren 
des „orientalischen“ oder „muslimischen“ Mannes ausgelagert (Keskinkilic 
2019: 62ff.).  
Diese historischen Spuren werden jedoch beständig und jeweils abhängig 
von zeitgenössischen Kontexten re-interpretiert. Besonders gut beobachten 
ließ sich das im deutschsprachigen Raum am diskursiven Ereignis der Kölner 
Silvesternacht 2015/16 und den sich anschließenden Debatten. Hier wurde von 
Kommentatoren das Stereotyp des aggressiven muslimischen Mannes aktuali-
siert, der wehrlose deutsche Frauen bedrohe und dem deutschen Mann an Po-
tenz und Stärke bald überlegen sei, wenn nicht eine nationale Rückbesinnung 
erfolge. Die Kulturwissenschaftlerin Gabriele Dietze bezeichnete die dabei 
sichtbar werdende „sexualpolitisch argumentierende Migrationsfeindlichkeit“ 
und die in ihr enthaltene intersektionale Verschränkung verschiedener Katego-
rien wie Ethnie, Geschlecht und Religion als „Ethnosexismus“ (Dietze 2017: 
294). Die Geschlechterforscher*innen Sabine Hark und Paula-Irene Villa be-
tonten in diesem Kontext, dass das Ereignis Köln nicht zu einem Symbol ge-
worden wäre, wenn es nicht in die „schon vorhandene Wissensordnung einer 
sexualpolitischen Islamkritik eingeordnet hätte werden können“ (Hark und 
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Villa 2017: 63). Damit verweisen beide Autor*innen genau auf die Existenz 
tradierter „kolonial-rassistischer“ oder orientalistischer Muster und deren 
Fortschreibung (ebd. 68; vgl. auch Jäger 1993: 248). Rechte Akteure nutzen 
das nach der Kölner Silvesternacht entstandene Möglichkeitsfenster, um vor 
dem Hintergrund dieser aktualisierten Stereotype vermeintlich im Namen der 
Frauenrechte die Rückkehr zu einer restriktiven Asyl- und Migrationspolitik 
zu fordern. Diese Entwicklung ist bemerkenswert, da rein inhaltlich betrachtet 
sowohl die Skepsis einer liberalen Asyl- und Migrationspolitik als auch die 
Ablehnung geschlechtspolitischer Liberalisierungen zum programmatischen 
Kern der politischen Rechten in Deutschland gehören. Gerade im Kontext von 
Debatten über Asylpolitik ist jedoch zu beobachten, dass sich rechte Akteure 
über das Eintreten für Anliegen der Frauenemanzipation einen Anschein von 
Modernität verleihen wollen, den sie an anderer Stelle wieder nutzen, um für 
traditionelle Entwürfe von Geschlechter- und Gesellschaftsordnungen einzu-
treten (Dietze 2018: 40ff.).  
2.3 Zum strukturellen Kontext: Die rechte 
Akteurslandschaft 
Jede Analyse rechter Akteurs- und Kommunikationsstrukturen steht vor der 
Aufgabe, die beteiligten Einzelpersonen, Medien und Organisationen begrün-
det zu verorten. Dieses Vorhaben gestaltet sich aus zweierlei Gründen schwie-
rig: Zum einen bewegen sich insbesondere die an diskursivem Einfluss inte-
ressierten Akteure häufig in verschiedenen politischen Spektren oder zumin-
dest an der Schnittstelle zwischen ihnen, was eine eindeutige Zuordnung rein 
empirisch erschwert. Zum anderen gibt es auch in analytischer Hinsicht keinen 
Konsens darüber, wie sich einzelne rechte Spektren trennscharf voneinander 
abgrenzen lassen. Stattdessen existieren teilweise konkurrierende Begriffe für 
ähnliche Phänomene, was die Debatte verkompliziert. 
Ein in den letzten Jahren häufig vorgeschlagener Begriff mit möglichst gro-
ßer analytischer Reichweite ist der des Rechtspopulismus. Da dieser jedoch 
auf politische Einstellungen und Haltungen zielt, die nichts genuin Neues sind, 
sondern teilweise bereits in Analysen zur neuen oder extremen Rechten be-
schrieben wurden, soll er an dieser Stelle nicht verwendet werden. Stattdessen 
arbeitet der Beitrag im Hinblick auf die rechten GegnerInnen der Ehe für alle 
zu heuristischen Zwecken mit der Unterscheidung zwischen christlicher und 
neuer Rechter. Auch wenn eine heteronormative Vorstellung von Geschlech-
terverhältnissen für beide Spektren kennzeichnend ist (Weiß 2017: 228), un-
terscheiden sie sich doch im jeweiligen Begründungszusammenhang. Die 
christliche Rechte bezieht die Legitimation für ihre Vorstellung einer naturge-
gebenen, quasi ahistorischen Geschlechterordnung aus religiösen Quellen, 
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vorrangig der Bibel (Birsl 2017: 113ff.). Die neue Rechte dagegen kommt 
weitgehend ohne dieses religiöse Begründungsmoment aus und argumentiert 
eher evolutionsbiologisch (vgl. Czymmek 2018).  
Aus der Debatte über den Rechtspopulismus soll jedoch mitgenommen 
werden, dass der Begriff zwar nicht auf ein eigenständiges politisches Phäno-
men, stattdessen aber auf eine gegenwärtig zunehmende „Propagandaform, 
eine Technik der Agitation“ (Decker 2018: 32) hinweisen kann, die zur Arti-
kulation verschiedener, hier vorläufig unter dem Sammelbegriff rechts zusam-
mengefasster Haltungen zur Verfügung steht. Eine Besonderheit dieses Poli-
tikstils liegt darin, dass er deshalb nicht im engeren Sinne an konkrete inhalt-
liche Positionen gebunden ist und stattdessen vor allem mit der Emotionalisie-
rung von Politik arbeitet (Schutzbach 2018: 51; vgl. auch Wodak 2016). Ge-
messen an einem idealtypischen Modell rationaler Kommunikation, wie es 
etwa der Philosoph Jürgen Habermas mit seiner Diskursethik vorschlägt, liegt 
die Absicht dieser Kommunikation nicht in erster Linie im Überzeugen durch 
das bessere Argument, sondern vielmehr im Modus des Überredens, wo emo-
tionale Ergriffenheit das logische Urteil ersetzt (Resigl und Wodak 2001: 70). 
Deshalb arbeiten NutzerInnen dieses Stils bevorzugt mit ambivalenten Argu-
mentationen und uneindeutigen Bezugnahmen, die zum einen größtmöglichen 
Handlungsspielraum zulassen und zum anderen Anschlussfähigkeit an ver-
schiedene politische Lager herstellen sollen. In der bereits erwähnten Debatte 
nach der Kölner Silvesternacht ließ sich das exemplarisch beobachten: Hier 
inszenierten sich rechte Akteure als Verteidiger von Frauenrechten und öffent-
licher Ordnung und besetzten damit Themen, die in der teilweise sehr emotio-
nal geführten öffentlichen Diskussion hoch im Kurs standen. Gleichzeitig for-
derten sie dabei die Rückkehr zu einer „wehrhaften Männlichkeit“, welche 
deutsche Männer in die Lage versetzen solle, ihre Frauen zukünftig angemes-
sen zu beschützen. Diese Positionen stehen in einer gewissen Spannung zuei-
nander, da das Bild des männlichen Beschützers zum einen auf ein traditionel-
les Geschlechterbild rekurriert, in dem Frauen die Rolle des passiven Objektes 
zukommt, und zum anderen auch eine gewisse Aggressivität und Gewaltbe-
reitschaft impliziert, die dem Postulat öffentlicher Ordnung entgegensteht. Ge-
nau diese Ambivalenz ermöglichte es den rechten Akteuren jedoch, diskursiv 
sowohl auf Debatten der bürgerlichen Mitte Bezug zu nehmen als auch den 
Erwartungen des eigenen Kernklientels gerecht zu werden (vgl. Fritzsche 
2019). 
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3 Die Marburger Fallstudie zur GegnerInnenschaft 
zur Ehe für alle 
Die Fallstudie 5 des REVERSE-Projektes analysierte inwieweit sich der Wi-
derstand christlich-rechter und neurechter Kreise gegen die Einführung der 
Ehe für alle als „politisches Projekt“ beschreiben lässt. Dieser Begriff bezeich-
net in Anlehnung an die Historisch-Materialistische Politikanalyse ein lockeres 
Bündnis einander nahestehender politischer Akteure, welche zunächst ein kon-
kretes gemeinsames Vorhaben verfolgen und damit langfristig nach der Errin-
gung gesellschaftlicher Hegemonie streben (Buckel et al. 2014: 48). Anhand 
von Expert*inneninterviews sowie Akteurs- und Medienanalysen wurden im 
Verlauf der Untersuchung diskursive und strukturelle Konturen identifiziert, 
die auf ein gemeinsames Vorgehen bestimmter Akteursgruppen schließen lie-
ßen. Die generierten Ergebnisse legten die Schlussfolgerung nahe, dass die 
GegnerInnenschaft zur Ehe für alle in der Tat die Form eines politischen Pro-
jektes angenommen hatte, welches in seiner Ausrichtung als antifeministisch 
und autoritär-regressiv einzuschätzen ist (vgl. Fritzsche und Lang 2020).  
Von besonderem Interesse für den vorliegenden Beitrag sind die in der 
Fallstudie vorgenommenen Erhebungen zur Medienanalyse. Um die mögliche 
Varianz der rechten Kritik an der Ehe für alle abzubilden, wurde die diesbe-
zügliche Berichterstattung in vier Medien aus dem christlich-rechten und neu-
rechten Spektrum zwischen den Jahren 2011 und 2017 untersucht. Hierbei han-
delt es sich um den Zeitraum zwischen der LSVD-Kampagne und der Bundes-
tagsabstimmung. Um in die Auswahl aufgenommen zu werden, mussten die in 
Frage kommenden Medien über eine gewisse diskursive Reichweite verfügen 
und sich über ein Online-Archiv oder eine ähnliche Funktion lückenlos nach 
thematischen Beiträgen zu den Schlagworten „Ehe für alle“ und „Homo-Ehe“ 
durchsuchen lassen. Diese Kriterien führten zu den vier Medien Junge Frei-
heit, Freie Welt, kath.net und Charismatismus. Die Junge Freiheit bewegt sich 
seit ihrer Entstehung im Grenzbereich zwischen Konservatismus und Rechts-
extremismus (Gessenharter 1989: 426; vgl. auch Kellershohn 2007) und war 
im ersten Quartal 2020 die sechsgrößte deutsche Wochenzeitung mit einer 
Druckauflage von rund 32.000 Exemplaren4. Der Online-Auftritt wird aktuell 
etwa 67.000-mal pro Tag aufgerufen (Stand Juni 20205). Die Freie Welt ist als 
Blogplattform Teil des Kampagnennetzwerks Zivile Koalition von Beatrix und 
Sven von Storch, welches der Alternative für Deutschland (AfD) nahestehende 
 
4 Diese Daten gehen auf die regelmäßige Auswertung der Quartalszahlen zurück (vgl. 
Schröder 2020 und Informationsgesellschaft zur Feststellung der Verbreitung von Werbeträ-
gern e.V. 2020). 
5 Alle im Folgenden referierten Daten zur Online-Reichweite der untersuchten Medien wurden 
mit Hilfe des Onlinedienstes Wolfram Alpha (https://www.wolframalpha.com/) generiert 
und geben nur den Stand der im Juni 2020 verfügbaren Daten wieder.  
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Inhalte verbreitet (vgl. Linde 2014). Das Blog wird derzeit täglich etwa 
55.000-mal aufgerufen. Kath.net ist ein katholisches Online-Magazin, welches 
Positionen der christlichen Rechten popularisiert und ebenfalls Sympathien für 
die AfD erkennen lässt (Strube 2017: 58). Die Seite verzeichnet derzeit rund 
50.000 Aufrufe am Tag. Das Blog Charismatismus wird von der Publizistin 
Felizitas Küble betrieben und gibt vorrangig ultrakatholische Positionen wie-
der (vgl. Jentsch und Sanders 2018). Die täglichen Aufrufe des Blogs lassen 
sich nicht zählen, es weist aber aktuell über fünf Millionen Seitenaufrufe seit 
seinem Start im Jahr 2011 auf. 
Die vergleichende Analyse der Medien belegte das Vorhandensein akteurs- 
und medienübergreifender Diskursstränge in der Argumentation gegen die Ehe 
für alle (vgl. Fritzsche und Lang 2020). Dieser Befund legt die Schlussfolge-
rung nahe, dass die Portale im übertragenen Sinne an einer gemeinsamen dis-
kursiven Agenda arbeiteten. Bemerkenswert war, dass sämtliche herausgear-
beiteten diskursiven Muster in Verbindung zum Themenkomplex Familie stan-
den. Die einzelnen Diskursstränge waren: 
A. Familie als verschiedengeschlechtliche Gemeinschaft: Hier wird Familie 
heteronormativ als Lebensmodell heterosexueller Paare mit Kindern defi-
niert und anderen Formen der geschlechtlichen Identität, des Zusammen-
lebens und der Sorge für Kinder gleichzeitig eine Absage erteilt.  
B. Familie als Ort der Reproduktion: In diesem Diskursstrang wird die hete-
rosexuelle Kleinfamilie als einzig legitimer Ort für die Zeugung und Er-
ziehung von Kindern konstruiert und im selben Atemzug die strukturelle 
Ungleichverteilung von Care-Arbeit zwischen den Geschlechtern geleug-
net oder durch Biologisierungen gerechtfertigt.  
C. Die Familie als Grundlage des Gemeinwohls: Hier wird Familie als eine 
dem Staat vorgelagerte Institution beschrieben, die durch die Aufgabe der 
Fortpflanzung und der Kindererziehung den Fortbestand der Gesellschaft 
sichert. Gleichzeitig werden dabei auch Fragen der kulturellen Identität 
und Zugehörigkeit verhandelt. 
D. Die Familie als Garant des Kindeswohls: In diesem Diskursstrang wird 
eine grundsätzliche Schlechterstellung von Kindern in allen Formen des 
Zusammenlebens außerhalb der verschiedengeschlechtlichen Kleinfami-
lie mit den biologischen Eltern behauptet. 
Anhand dieser Diskursstränge wird exemplarisch deutlich, dass das Rechtsin-
stitut Ehe einen symbolischen Knotenpunkt darstellt, in dem sich verschiedene 
gesellschaftliche Machtverhältnisse berühren und verschränken. Gerade des-
halb stellt die durch die Verabschiedung der Ehe für alle vollzogene Reform 
einige dieser Zusammenhänge in ihren Funktionslogiken punktuell in Frage. 
Heteronormativität kann etwa weniger selbstverständlich als gesellschaftliches 
Strukturprinzip gelten und auch die Frage nach geeigneten Lebens- und Sozi-
alisationsbedingungen für Kinder wird indirekt neu verhandelt. Auch andere 
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mit der Geschlechter- und Sexualitätsordnung verbundenen Herrschaftsver-
hältnisse, wie der über die Thematisierungen kultureller Zugehörigkeit und 
Identität wirkende Rassismus, wurden in den Debatten um die Ehe für alle ge-
streift. Von besonderem Interesse soll daher in der nun folgenden empirischen 
Analyse die Frage sein, wie sich die eingangs erwähnten ambivalenten Bezug-
nahmen auf den Islam von den GegnerInnen der Ehe für alle aus intersektio-
naler Perspektive verstehen lassen. Durch die vergleichende Diskussion ver-
schiedener im Materialkorpus enthaltener Fundstellen kann beantwortet wer-
den, inwieweit das bekannte Zusammenspiel aus Antifeminismus und anti-
muslimischen Rassismus, in dem jeweils Logiken der Differenz vorherrschen, 
auch im konkreten Fall vorliegt oder ob sich das Verhältnis widersprüchlicher 
gestaltet. 
4 Widersprüchliche Haltungen zum Islam 
4.1 Schreckensszenario Kindesmissbrauch 
Angesichts der Kontinuitäten rassistischer und kolonialer Bilder in Deutsch-
land ist es nicht verwunderlich, dass auch die GegnerInnen der Ehe für alle im 
Verlauf der Debatte antimuslimische Ressentiments aufrufen. Im Herbst 2016 
schrieb Hedwig von Beverfoerde in der Jungen Freiheit einen programmati-
schen Artikel, in welchem sie vor vermeintlich von der Europäischen Union 
orchestrierten Angriffen auf die Institutionen Ehe und Familie in den einzelnen 
Mitgliedsstaaten warnt:  
„Durch den sprunghaften Anstieg des muslimischen Anteils der Bevölkerung in der Europä-
ischen Union aufgrund der Massenimmigration der letzten Monate ist absehbar, dass öffent-
liche Forderungen nach Anerkennung der islamischen Vielehe, wie auch der pädophilen 
Kinderehe, in zahlreichen EU-Staaten schon bald immer lauter vorgetragen werden. Wer die 
Ehe umdefiniert und sie für eine bestimmte Interessengruppe ‚öffnet‘, kann sie anderen nicht 
verwehren. Homo-Verbände fungieren daher als Speerspitze für einen fundamentalistischen 
Islam, in dem ein Mann bis zu vier Ehefrauen haben darf, und diese auch weit jünger als 16 
Jahre alt sein dürfen. Welche grundstürzenden Auswirkungen derlei Poly-‚Familien‘ neben 
ausufernden staatlichen Versorgungsansprüchen auf unsere gesamte Kultur hätten, lässt sich 
derzeit noch gar nicht ausmalen“ (Von Beverfoerde 2016, in Junge Freiheit, 09.09.2016). 
Von Beverfoerde verfasste diesen Artikel in offizieller Funktion: Zum Zeit-
punkt des Erscheinens war sie nicht nur Organisatorin des antifeministischen 
Aktionsbündnisses „Demo für alle“, sondern auch Koordinatorin der Europäi-
schen Bürgerinitiative „Mum, Dad & Kids“, die sich für eine verbindliche De-
finition der Begriffe Ehe und Familie im EU-Recht einsetzte. Obwohl der Text 
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daher in einem relativ formellen Ton gehalten ist, verwendet von Beverfoerde 
darin eine Assoziationskette, die typisch für die rechte Kritik ist: Die Ehe für 
alle öffne die Türen für die Einführung der islamischen Ehe, welche wiederum 
die Einführung der Polygamie mit sich bringen werde. Von diesem Punkt an 
sei die rasante Ausbreitung von Pädophilie nicht mehr zu stoppen. Diese ver-
meintliche Ableitung greift auf koloniale Stereotype zurück, indem sie sugge-
riert, dass jede islamische Ehe automatisch „fundamentalistisch“ sei, also in 
scharfem Kontrast zu einer aufgeklärten, vernünftigen Ehe zwischen europäi-
schen Christen stehe und gleichzeitig langfristig zu einem Anstieg der Pädo-
philie führen müsse. Deshalb sei ein drohender Kulturverfall zu befürchten, 
der sich langfristig, diese Schlussfolgerung liegt implizit nahe, nur durch einen 
Stopp der „Massenimmigration“ abwehren lasse.  
Diese häufig verwendete Argumentation ist verblüffend, da es keine mir 
bekannten empirischen Belege für die unterstellte Kooperation zwischen 
schwul-lesbischen und islamischen Interessenverbänden gibt. Darüber hinaus 
arbeitet die Autorin mit spezifischen Verkürzungen und Halbwahrheiten. In 
ihrer Warnung vor der „fundamentalistischen“ islamischen Ehe kommt die ty-
pische koloniale Auslagerung und Projektion zum Tragen, die patriarchale 
Strukturen und religiöse Orthodoxie nur bei den rassifizierten Anderen sehen 
kann, obwohl auch im eigenen Kontext entsprechende Beispiele bekannt sind. 
Genauso verhält es sich mit der vorgebrachten Sorge um das Kindeswohl. In 
den pauschalen Aussagen über den angeblich monolithischen Islam werden 
dabei die erheblichen Unterschiede zwischen den regionalen religiösen Prak-
tiken und Wertesystemen bewusst negiert. Der Bezug auf den Islam ist in der 
Argumentation gegen die Ehe für alle häufig anzutreffen. So zitiert der 
Schweizer Kirchenrichter Niklaus Herzog nach der Bundestagsentscheidung 
für die Eheöffnung auf dem Portal kath.net den Publizisten Frank A. Meyer 
mit den Worten:  
„Soll auch die Vielehe das Ziel sein? Islambegeisterte Grünlinke werden davor kaum zu-
rückschrecken. Möge uns deshalb der liebe Gott, der die Ehe schließlich gestiftet hat, vor 
einer solchen willkommenskulturellen Perversion bewahren!“ (Herzog 2017; in kath.net, 
25.20.2017)  
Herzog beziehungsweise Meyer verwenden ein weiteres typisches Motiv: Die 
angeblichen Pläne „grünlinker“ (oder wahlweise „linksgrüner“) Bewegungen 
und Parteien, im Zuge einer liberalen Asyl- und Migrationspolitik langfristig 
die kulturellen Rahmenbedingungen der Gesellschaft verschieben zu wollen. 
Diese verschwörungstheoretische Vorstellung aktiviert und verbindet ver-
schiedene Feindbilder der GegnerInnen der Ehe für alle, darunter die als poli-
tische Gegenspieler verstandenen linken Parteien, die als bedrohlich empfun-
dene gelockerte Asyl- und Einwanderungspolitik, die Furcht vor einem ver-
meintlich authentische und gewachsene Traditionen zersetzenden kulturellen 
Wandel und das Horrorszenario geschlechts- und sexualpolitischer Liberali-
sierungen. Da Teile dieser Feindbilder z.B. auch in christlich-konservativen 
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Kreisen anzutreffen sind, ergeben sich hier stellenweise diskursive Wechsel-
wirkungen. Als etwa die damalige Ministerpräsidentin des Saarlands und heu-
tige CDU-Vorsitzende Annegret Kramp-Karrenbauer 2015 in einem Interview 
zur möglichen Öffnung der Ehe für gleichgeschlechtliche Paare zu bedenken 
gab, dass dies zu Inzucht und Polygamie führen könne und sich bei einer Än-
derung des Adoptionsrechts für homosexuelle Paare auch die Frage des Kin-
deswohls stelle6, bediente sie partiell die eben vorgestellte Assoziationskette – 
unabhängig von ihrer persönlichen Absicht. Die GegnerInnen der Ehe für alle 
dürften sich in ihrer Weltsicht bestätigt gefühlt haben. Gleichzeitig trug 
Kramp-Karrenbauer Elemente der Feindbilder in ihrer Eigenschaft als Minis-
terpräsidentin auch in diskursive Räume, die bisher nicht von der christlichen 
oder neuen Rechten geprägt waren. 
4.2 Positive Bezugnahmen auf den Islam 
Überraschender Weise lassen sich jedoch auch positive Bezugnahmen auf den 
Islam finden, insbesondere im Kontext der französischen Proteste gegen die 
geplante Einführung der gleichgeschlechtlichen Ehe und eines gemeinschaft-
lichen Adoptionsrechtes für homosexuelle Paare im Jahr 2013. So berichtet die 
katholische Publizistin Gabriele Kuby auf kath.net von den Demonstrationen 
in Paris: 
„Dagegen hat sich eine zivile Koalition gebildet, die alle einschließt: Linke und Rechte, 
Wähler und gewählte Politiker, Bürger und Bürgermeister, Katholiken, Protestanten, Juden 
und Muslime, Vertreter ungezählter Verbände und – das ist die Sensation – auch Vertreter 
von Homosexuellenverbänden […]. Mag Präsident Hollande auch geloben, dass er dem 
‚Druck der Straße‘ nicht weichen wird. Wenn er sich weiter taub stellt gegenüber dem fried-
lichen, aber entschiedenen Eintreten eines breiten, überkonfessionellen und überpolitischen 
Bündnisses des Volkes für die unaufhebbaren Vorgaben der Natur und die Familie als 
Grundlage des Gemeinwohls, dann schürt er die Wut – berechtigte Wut, die sich früher oder 
später Bahn brechen wird“ (Kuby 2013; in kath.net, 18.01.2013). 
Dieses Zitat ist in vielerlei Hinsicht interessant. Im Fokus soll hier zunächst 
stehen, dass Kuby, die sich als Kuratoriumsmitglied im Forum Deutscher Ka-
tholiken (FDK) intensiv für eine Stärkung des katholischen (Laien)Glaubens 
 
6 Konkret sagte Kramp-Karrenbauer nach dem irischen Votum für die Eheöffnung im Juni 
2015 im Interview mit der Saarbrücker Zeitung: „Wenn wir diese Definition öffnen in eine 
auf Dauer angelegte Verantwortungspartnerschaft zweier erwachsener Menschen, sind an-
dere Forderungen nicht auszuschließen: etwa eine Heirat unter engen Verwandten oder von 
mehr als zwei Menschen. […] Gerade diese Frage dürfen wir nicht daran festmachen, ob sich 
jemand diskriminiert fühlt oder nicht – sondern allein am Kindeswohl“ (vgl. https://www.su-
eddeutsche.de/politik/cdu-ministerpraesidentin-kramp-karrenbauer-vergleicht-homo-ehe-
mit-inzest-und-polygamie-1.2505351, Zugriff: 14.07.2020). 
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einsetzt, begeistert die Möglichkeit eines „überkonfessionellen und überpoli-
tischen Bündnisses“ beschreibt, welches sich den Reformplänen entschlossen 
entgegenstellen werde. Die Idee eines vergleichbaren Bündnisses wurde vom 
FDK bereits einmal formuliert: Auf dem Kongress des Forums im Jahr 2009 
sprachen TeilnehmerInnen des Podiums „Islam: Herausforderung – Chancen 
– Gefahren?“ in einer Resolution davon, dass Christen und Muslime „im 
Kampf gegen die ‚Kultur des Todes‘ (internationale Geburtenkontrolle, Ab-
treibung, Gender-Ideologie) natürliche Verbündete“ seien (vgl. Forum Deut-
scher Katholiken 2009). Auch wenn das Thema Ehe für alle in der damaligen 
Aufzählung noch nicht enthalten war, ist unschwer vorstellbar wie es sich in 
die beschriebene „Kultur des Todes“ einfügt. Über die Möglichkeit eines über-
konfessionellen Bündnisses wurde angesichts der Entwicklungen in Frank-
reich auch auf der Blogplattform Freie Welt diskutiert. Der amerikanische 
Rechtswissenschaftler Robert P. George berichtete dort über seine Erfahrun-
gen als Vorsitzender der „National Organization for Marriage“ (NOM), einer 
amerikanischen NGO, die sich u.a. auf juristische Klagen gegen Gesetzesre-
formen im Bereich gleichgeschlechtliche Partnerschaften und Adoptionsrecht 
spezialisiert hat. Auf die Frage, was europäische Initiativen von der NOM ler-
nen könnten, antwortete George: 
„Die Verteidiger der Ehe in Europa können aus unseren Erfahrungen hier in den Vereinigten 
Staaten lernen, dass wir über die historischen Frontlinien theologischer Spaltungen hinweg 
Koalitionen formen müssen, um essentielle Werte aufrechtzuerhalten. NOM hat Katholiken, 
Protestanten, Orthodoxe, Juden, Mormonen und Muslime als gleichberechtigte Partner zu-
sammen gebracht […]. In Frankreich hat beispielsweise Rabbi Giles Bernheim eine macht-
volle Stellungnahme zur Verteidigung der Ehe als Verbindung von Ehemann und Ehefrau 
ausfertigen lassen – welche vom Papst gelobt und zitiert wurde. Gleichermaßen sind musli-
mische Führer der Koalition zur Verteidigung der Ehe in Frankreich beigetreten. In der Tat 
gibt es sogar homosexuelle Aktivisten, die sich der Koalition angeschlossen haben, weil sie 
ebenfalls die Bedeutung des Ideals der zweipolig männlich-weiblich Kindererziehung aner-
kennen“ (George 2013; in Freie Welt, 21.03.2013). 
Wie andere GegnerInnen der Ehe für alle auch wertet George die geplante Ein-
führung gleichgeschlechtlicher Partnerschaften als einen derart massiven An-
griff auf die soziale Ordnung, dass alle theologischen Differenzen hinter dem 
Ziel seiner Abwehr zurück zu stehen haben. Es scheint, als wäre angesichts 
einer vermeintlich gottlosen Bedrohung jeder Gottesglaube, unabhängig von 
seinem konkreten Gegenstand, willkommen. Statt dem Fokus auf interreligiöse 
Streitfragen überwiegt hier die Betonung der gemeinsamen Differenz gegen-
über einem feindlichen Dritten. In ähnlicher Form formulierte der Medienbe-
auftragte des Bistums Chur, Guiseppe Gracia, zu Beginn des Jahres 2015 Über-
legungen auf dem Portal kath.net. Gracia bezog sich auf die Debatte um eine 
mögliche Segnung homosexueller Paare durch katholische Priester und fragte: 
„Kann die katholische Kirche noch als legitimer Bestandteil unserer Gesellschaft gelten, 
wenn sie sich weigert, homosexuelle Verbindungen abzusegnen? Ist überhaupt die katholi-
Die ambivalente Haltung antifeministischer Akteure zum Islam 
267 
sche Sexualmoral noch tragbar? Der Katechismus bejaht sexuelle Akte bekanntlich nur in-
nerhalb der monogamen Ehe zwischen Mann und Frau. Auch das orthodoxe Judentum und 
der Islam lehnen homosexuelle Akte ab. Was soll die freie Gesellschaft davon halten? […] 
Der Schutz vor Diskriminierung ist ein rechtsstaatliches Prinzip. Aber dieses Prinzip darf die 
Glaubensfreiheit der Bürger nicht außer Kraft setzen. Man kann nicht so tun, als wäre eine 
von der Gay-Lobby abweichende Moral bereits schon Diskriminierung. Deswegen vertei-
dige ich die Glaubensfreiheit aller Menschen“ (Gracia 2015; in kath.net vom 17.02.2015). 
Wie George stellt Gracia den Reformbemühungen der vermeintlichen „Gay-
Lobby“ das Prinzip der Religionsfreiheit diametral gegenüber, welches seiner 
Auffassung nach das Recht beinhaltet, verschiedene menschliche Lebensent-
würfe unterschiedlich zu bewerten und rechtlich ungleich zu behandeln. Das 
genau dies diskriminierend sein könnte, verneint Gracia und wirft Diskrimi-
nierung vielmehr all jenen vor, die mit dem Anliegen des Minderheitenschut-
zes und der Antidiskriminierungspolitik bestehende Konventionen und 
Rechtslagen reformieren wollen. Wie Kuby und George bezieht Gracia den 
Islam dabei zunächst selbstverständlich in seine Verteidigungsgeste mit ein. 
Deshalb drängt sich die Frage auf, wie sich dieser Umstand anhand der zuvor 
angeführten Ressentiments aus dem Lager der GegnerInnen der Ehe für alle 
gegenüber dem Islam bewerten lässt. Bevor dieser nachgegangen werden kann, 
muss jedoch zunächst überprüft werden, welche Relevanz der beschriebenen 
Ambivalenz tatsächlich zukommt. 
5 Jede Kultur für sich alleine oder zusammen mit 
Gott? 
Prinzipiell lässt sich im Hinblick auf den Zeitbezug der Fundstellen einwen-
den, dass die drei exemplarischen Zitate von Kuby, George und Gracia alle-
samt sowohl vor dem sogenannten „Sommer der Migration“ 2015 als auch vor 
der Kölner Silvesternacht 2015/16 entstanden – und somit vor zwei bedeuten-
den Ereignissen, die zumindest im deutschen Kontext als wegweisende diskur-
sive Einschnitte gelten können. Es ist daher vorstellbar, dass die in den exemp-
larischen Aussagen formulierten Positionen mittlerweile veraltet und revidiert 
sind. Bei meinen diesbezüglichen Recherchen fand ich jedoch stattdessen Hin-
weise darauf, dass die beschriebenen Positionen von den AutorInnen beibehal-
ten wurden. So formulierte Gabriele Kuby im Oktober 2015 in einem Rede-
beitrag auf der „Demo für alle“ in Stuttgart: 
„Jeden Tag kommen 10.000 Menschen aus islamischen Kulturen in unser Land, bis zum 
Jahresende werden es womöglich 1,5 Millionen sein. Über 200.000 Kinder von Migranten 
müssen dieses Jahr in unser Schulsystem integriert werden. […] Nun werden diese Kinder 
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im Schulunterricht mit expliziten Darstellungen sexueller Vorgänge konfrontiert. Ihr Scham-
gefühl wird schwer verletzt. […] Ziehen Sie den Bildungsplan zurück, Herr Kretschmann! 
Es könnte sein, dass sich bald nicht nur Christen, sondern auch muslimische Migranten ge-
gen die Umerziehung der Kinder zu Wehr setzen.“ (vgl. Kuby 2015) 
Kuby hätte hier alle Möglichkeiten, sich kritisch zum sogenannten „Sommer 
der Migration“ 2015 zu positionieren und ablehnende Ressentiments gegen-
über dem Islam zu formulieren. Stattdessen betont sie erneut, dass Muslime 
und Christen gleichermaßen unter den vermeintlichen Zumutungen der geplan-
ten bildungspolitischen Reformen zu leiden hätten. Der Zuzug muslimischer 
Familien gerät „zum Argument gegen eine Anerkennung vielfältiger sexueller 
und familialer Lebensweisen“, wie es Juliane Lang in einem Kommentar for-
mulierte (Lang 2015: 10). Langs Beobachtung deutet auf einen zweiten Punkt 
hin, der die Aussagekraft der angeführten Beispiele einschränken könnte: Die 
Möglichkeit einer bewusst strategisch gestalteten Argumentation, in welcher 
der positive Bezug auf den Islam nur ein Feigenblatt für die eigentliche politi-
sche Position oder Forderung sein könnte. Dieser Einwand ist schwerer zu ent-
kräften, da sich strategische Intentionen von Autor*innen von außen schwer 
sauber nachweisen und am empirischen Material selten zweifelsfrei zeigen las-
sen. Es gibt jedoch einzelne Hinweise, die darauf hindeuten können: Wird etwa 
eine sonst kritisierte Gruppe an einer einzelnen Stelle im Text in eine argu-
mentative Passage aufgenommen, ohne dass dieser Umstand näher erklärt wird 
oder handelnde Personen dieser Gruppe selbst zu Wort kommen, liegt die Ver-
mutung nahe, dass hier eine Form der strategischen Vereinnahmung vorliegt. 
Deutlich wird dies etwa, wenn Kuby und George in den ausgewählten Zitaten 
die Unterstützung von einzelnen Lesben und Schwulen zur Legitimation der 
eigenen Position anführen: 
„Dagegen hat sich eine zivile Koalition gebildet, die alle einschließt: […] und – das ist die 
Sensation – auch Vertreter von Homosexuellenverbänden“ (Kuby 2013; in kath.net, 
18.01.2013). 
„In der Tat gibt es sogar homosexuelle Aktivisten, die sich der Koalition angeschlossen ha-
ben, weil sie ebenfalls die Bedeutung des Ideals der zweipolig männlich-weiblichen Kinder-
erziehung anerkennen“ (George 2013; in Freie Welt vom 21.03.2013). 
In diesen Textstellen werden die „Vertreter von Homosexuellenverbänden“ 
oder die „homosexuellen Aktivisten“ weder namentlich erwähnt noch sprechen 
sie für sich selbst. Auch ein originär eigenes Anliegen wird nicht deutlich, 
stattdessen schreiben ihnen Kuby und George quasi das gemeinsam geteilte 
Anliegen zu. Dieses Vorgehen wird in der argumentationsanalytischen Litera-
tur auch als backgrounding oder Passivierung bezeichnet und gilt als ein rhe-
torisches Mittel des Gesprächsmodus des manipulativen Überredens (Reisigl 
und Wodak 2001: 47). Während sich diese Figur am genannten Beispiel des 
Schreibens über die Homosexuellen aus meiner Sicht relativ überzeugend 
nachweisen lässt, liegt sie für mich in den Aussagen über den Islam nicht in 
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gleicher Weise vor. Zwar kommen auch hier keine muslimischen Akteure 
selbst zu Wort, dennoch wird das potentielle „überkonfessionelle Bündnis“ 
überzeugend begründet. Es ist durchaus vorstellbar, dass der geteilte Bezug auf 
„unaufhebbare Vorgaben der Natur“ (Kuby), auf „essentielle Werte“ (George) 
oder auf religiöse „Sexualmoral“ (Garcia) eine gemeinsame Ablehnung der 
Ehe für alle durch eine größere Anzahl orthodoxer Muslime und Christen her-
vorbringen kann. Demgegenüber erscheint nicht plausibel, dass eine Mehrheit 
der Lesben und Schwulen die Eheöffnung ablehnt, weil sie „die Bedeutung des 
Ideals der zweipolig männlich-weiblich Kindererziehung anerkennen“ würden 
(George). Welche Schlussfolgerungen ergeben sich nun daraus für die Ein-
schätzung der Relevanz der beschriebenen ambivalenten Haltung zum Islam? 
Die herausgearbeitete Differenz in der Position verschiedener AutorInnen 
weist zunächst erneut darauf hin, dass sich das in der Marburger Fallstudie 
identifizierte antifeministische Projekt aus verschiedenen Akteursgruppen zu-
sammensetzt, die in Politikfeldern jenseits der Kampagne gegen die Ehe für 
alle unterschiedliche, ja sogar widersprüchliche Positionen vertreten können. 
Die Fallstudie hat versucht, diesem Umstand Rechnung zu tragen, indem das 
Akteursspektrum grundlegend in christlich-rechte und neurechte Kreise unter-
teilt wurde. Allerdings konnte im Rahmen des Projektes diese analytische Un-
terscheidung nicht durchgehend an konkreten inhaltlichen Positionen über-
prüft werden. Die in diesem Beitrag diskutierten Zitate legen nahe, dass der 
christlich-rechte Teil des Projektes, für den Kuby, George und Gracia exemp-
larisch stehen können, den Diskursstrang „Familie als Grundlage des Gemein-
wohls“ (vgl. Kapitel 3) sehr stark religiös interpretiert und deshalb in der Hal-
tung zum Islam zu anderen Positionen kommt als der neurechte. Wie in der 
Analyse gezeigt, wertet etwa George die geplante Einführung der Ehe für alle 
nicht nur als massive Infragestellung der herkömmlichen sozialen Ordnung, 
sondern als Angriff auf die Ordnung der göttlichen Schöpfung selbst. Vor die-
sem Hintergrund organisiert er ein Bündnis verschiedener Konfessionen, wel-
ches gemeinsam den grundlegenden Geltungsanspruch der Religion im öffent-
lichen Leben verteidigen will und deshalb existierende theologische Differen-
zen zurückstellt. Dabei wird die Gemeinschaft, deren Wohlergehen verteidigt 
werden soll, vorrangig über ethische und religiöse Merkmale definiert, wäh-
rend etwa ethnische Eigenschaften zurückstehen. Genau hier liegt eine wesent-
liche Differenz zur neurechten Variante des Diskursstrangs, in der Gemein-
schaft weiterhin im Kern rassistisch gedacht wird, auch wenn das in der ethno-
pluralistischen Rede von gleichwertigen „Völkern“, deren jeweils eigene kul-
turelle Identität bewahrt werden soll, nicht mehr so offen zum Ausdruck 
kommt (Stöss 1994: 45). Dabei wird der Islam von VertreterInnen der neuen 
Rechten zwar als eigenständige Religion prinzipiell anerkannt, dabei aber als 
dem deutschen und europäischen ‚Kulturraum‘ nicht zugehörig betrachtet und 
deshalb bekämpft (Weiß 2017: 221ff.; vgl. auch Czymmek 2018). Zugespitzt 
formuliert, ist für die neue Rechte das zentrale Bedrohungsszenario nicht der 
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Verlust einer religiös begründeten Ordnung, sondern die kulturelle Entfrem-
dung. Dieser feine Unterschied führt dazu, dass ihre VertreterInnen im Reden 
über den Islam eher das aus ihrer Sicht kulturell Trennende betonen als die 
mögliche gemeinsame Frontstellung gegen die als unmoralisch empfundenen 
Reformen.  
Bevor nun aber handfeste tatsächliche Unterschiede zwischen den einzel-
nen Akteursgruppen des antifeministischen Projektes postuliert werden kön-
nen, ist zu bedenken, dass die Grenzen zwischen den Spektren in der Realität 
mitunter fließend sind, so dass sich Einzelpersonen unter Umständen nicht ge-
nau verorten lassen. Die weiter oben mit ihrer Warnung vor dem „fundamen-
talistischen Islam“ zitierte Hedwig von Beverfoerde beispielsweise ist ein sol-
cher Fall. Von Beverfoerde ist Mitglied im Forum Deutscher Katholiken und 
begründet ihre Positionen häufig religiös, gleichzeitig arbeitete die von ihr ge-
leitete „Initiative Familienschutz“ bei der Organisation der „Demo für alle“ 
mit dem neurechten Kampagnennetzwerk „Zivile Koalition“ zusammen (vgl. 
Teidelbaum 2015). Da sich von Beverfoerde an der Schnittstelle zwischen bei-
den Spektren bewegt, könnte ihre zitierte Aussage sowohl als Beleg dafür die-
nen, dass die neue Rechte an rassistischen und ethnopluralistischen Positionen 
festhält, oder aber auch als Hinweis darauf, dass sich solche Haltungen eben-
falls in christlich-rechten Kreisen finden lassen. Es bedarf also immer einer 
sorgfältigen Prüfung des konkreten Einzelfalls und eines Bewusstseins dafür, 
dass die vorgeschlagene Trennung in verschiedene Spektren nur ein analyti-
sches Hilfsmittel ist, welches die Empirie nicht vollständig erfasst. 
Des Weiteren muss beim Nachdenken über verschiedene Akteursspektren 
des antifeministischen Projektes bedacht werden, dass dieses per Definition 
langfristig auf eine Beeinflussung der Gesellschaft über das eigene Kernklien-
tel hinaus zielt. Gerade vor diesem Hintergrund gewinnt die bereits eingeführte 
Möglichkeit strategisch gestalteter Argumentationen für die Akteure des Pro-
jektes prinzipiell an Bedeutung. Wie eingangs erläutert, ist gerade die flexible 
Form der Argumentation, die nicht ausschließlich an konkrete inhaltliche Po-
sitionen gebunden ist, sondern vielmehr anlassbezogen versucht, Emotionen 
zu mobilisieren und Anschlussfähigkeit an gesellschaftliche Debatten herzu-
stellen, ein entscheidendes Merkmal rechter Politiken der Gegenwart. Deshalb 
ist auch vorstellbar, dass sich Akteure wie Hedwig von Beverfoerde, die als 
Schlüsselfiguren in Kampagnen gegen die Ehe für alle aktiv waren und es ge-
genwärtig in vergleichbaren Mobilisierungen sind, ihre eigenen Positionen 
kontextbezogen modifizieren, um eine möglichst breite politische Wirkung zu 
entfalten und auf die langfristige Erringung gesellschaftlicher Hegemonie hin-
zuarbeiten. 
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6 Fazit: Das Gleichheits- und Differenzparadox in 
neuer Form 
Die hier vorgestellten Überlegungen können die ursprünglichen Befunde der 
Marburger Fallstudie bestätigen und um wichtige Aspekte ergänzen. Sie zei-
gen, dass sich die unter dem Begriff des antifeministischen, autoritär-regressi-
ven Projektes zusammengefassten Akteure zwar gemeinsam für die Verteidi-
gung des herrschaftsförmig aufgeladenen Rechtsinstituts Ehe einsetzen, dabei 
aber zu anderen in der Debatte aufgeworfenen Fragen durchaus unterschiedlich 
Positionen beziehen. Während der neurechte Teil tendenziell eine doppelte 
Frontstellung gegen die Einführung der Ehe für alle und jede Form religiöser 
Ansprüche von muslimischen Migrant*innen bezieht, erkennt der christlich-
rechte Teil letztere teilweise an und versucht auf ein „überkonfessionelles 
Bündnis“ gegen die geplanten Reformen hinzuarbeiten. Unter Rückbezug auf 
das von Crenshaw beschriebene Paradox von Gleichheit und Differenz lässt 
sich formulieren, dass die beiden Teile des Projektes jeweils unterschiedliche 
Eigenschaften des Islams und der Muslime in den Vordergrund rücken. Durch 
diesen selektiven Zugriff wird dann das Bündnisangebot oder die Abgren-
zungsgeste begründet. Diese Erkenntnis ist zunächst hilfreich, um den Charak-
ter des beschriebenen Projektes besser einzuschätzen. Auch wenn die Bezeich-
nung „Projekt“ intuitiv die Vorstellung eines relativ homogenen Zusammen-
hangs nahelegt, ist es in der Realität eben doch eher ein lockeres Bündnis 
durchaus heterogener Akteure. Diese verfolgen zwar in konkreten politischen 
Auseinandersetzungen temporär ein gemeinsames Interesse, ihr genereller Be-
zug aufeinander muss jedoch immer wieder erneut hergestellt werden. Daraus 
ergeben sich auch Ansatzpunkte für die Frage nach politischen Gegenstrate-
gien oder politischer Präventionsarbeit. Wenn das Projekt keinen monolithi-
schen Block bildet, können oppositionelle politische Akteure versuchen, in-
terne Differenzen oder Konfliktlinien zu identifizieren und an diesen anzuset-
zen. Dabei müssen sie jedoch berücksichtigen, dass hinter den beobachteten 
Meinungsverschiedenheiten weiterhin tiefer liegende Übereinstimmungen 
existieren können. So gehen die Vorstellungen über ‚den‘ Islam vermutlich 
sowohl im christlich-rechten als auch im neurechten Teil des Projektes auf ko-
loniale Bilder und Stereotype zurück, was wiederum verbindend wirken dürfte. 
Der zweite die Ergebnisse der Marburger Fallstudie konkretisierende Aspekt 
ist der Befund zur Möglichkeit einer strategisch gestalteten Argumentation 
bzw. einer bewusst ambivalent gehaltenen Positionierung einzelner AutorIn-
nen zum Islam. Auch hier deutet sich eine Verbindung zum Paradox von 
Gleichheit und Differenz an: Die in dieser Untersuchung betrachteten antife-
ministischen Akteure mobilisieren abhängig vom jeweiligen Kontext unter-
schiedliche Sichtweisen auf den Islam. Bietet es sich im Dienste der eigenen 
Sache an, werden vorhandene Ressentiments aufgegriffen und vertieft, stören 
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sie das mögliche gemeinsame Vorgehen gegen eine dritte Partei, werden sie 
temporär fallen gelassen. Die im zweiten Fall betonte Gleichheit ist jedoch 
provisorisch und brüchig, da das strategische Bündnisangebot zum einen nur 
konservativ-reaktionären Strömungen des Islam gilt und zum anderen jederzeit 
mit Blick auf spezifische islamische Praktiken (bspw. Polygamie und Ehe-
schließungen mit Minderjährigen) widerrufen werden kann. Beide Formen der 
Positionierung bleiben also in ihrem Kern differenzbetont und dem Prinzip des 
„Unterscheide und Herrsche“ verhaftet (vgl. Hark und Villa 2017) Gerade weil 
das Beispiel der Debatte um den Islam zeigt, welche gesellschaftliche Reso-
nanz ein solches Agieren über das christlich-rechte und neurechte Kernklientel 
hinaus entfalten kann, müsste dieser Dynamik an anderer Stelle vertiefend 
nachgegangen werden. Von besonderem Interesse wären dabei auch sozialpsy-
chologische Überlegungen zu strategischer Argumentation als „Technik der 
Agitation“ (Decker 2018: 32). Hiervon wären neben Beiträgen zur Fachdebatte 
ebenfalls wesentliche Impulse für die politische Bildungs- und Präventionsar-
beit zu erwarten. 
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